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Die Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit der bäuerlichen Fami-
lienbetriebe bleibt ein wesentli-
ches Ziel. Dazu dienen die hier
dargestellten Fördermaßnah-
men, aber auch die Marktstruk-
turförderung und neu die Bera-
tung und das „kleine AFP“, das
mit der Landschaftspflegericht-
linie vorgestellt wird.

Die einzelbetriebliche Förde-
rung setzt sich aus den Ab-
schnitten I Agrarinvestitions-
förderungsprogramm (AFP)
und II Diversifizierung zusam-
men. Eine Besonderheit ist, dass
sie bereits für das Jahr 2014
grundlegend novelliert und in
dieser Form mit dem Entwurf
des MEPL III der EU-Kommissi-
on für die neue Förderperiode
zur Genehmigung vorgelegt
wurde.

AFP (Abschnitt I)

Beide Abschnitte des AFP orien-
tieren sich an den Zielen der Ge-
meinsamen Agrarpolitik (GAP)
für die EU-Förderperiode von
2014 bis 2020 und am bundes-
weit geltenden GAK-Rahmen-
plan. Investitionen sind nur
noch dann förderfähig, wenn sie
einen konkreten Beitrag zu
mehr Verbraucher-, Umwelt-
oder Klimaschutz leisten.

In der Artikelserie über die Förderprogramme des Maßnahmen-
und Entwicklungsplans Ländlicher Raum Baden-Württemberg
2014-2020 (MEPL III) werden in dieser Ausgabe die Neuerungen
der einzelbetrieblichen Förderung – Agrarinvestitionsför-
derungsprogramm und Diversifizierung – erläutert.

Auch in der neuen Förder-
periode wird beim AFP (Ab-
schnitt I) eine Basisförderung
(bisherige Regelförderung) mit
einem Investitionszuschuss von
bis zu 20 Prozent der Investiti-
onskosten beibehalten. Tierhal-
terinnen und Tierhalter, die die-
se Förderung in Anspruch neh-
men wollen, müssen bestimmte
bauliche Anforderungen an eine
tiergerechte Haltung erfüllen.
Für die Premiumförderung mit
einem Fördersatz von bis zu
40 Prozent (siehe Tabelle 1) gel-
ten zusätzliche Anforderungen
an den Tierschutz, die deutlich
über den geltenden tierschutz-
und baurechtlichen Vorgaben
liegen.

Für alle viehhaltenden Betrie-
be gilt, dass der Tierbesatz des
landwirtschaftlichen Unterneh-
mens nach Durchführung der
Investition zwei Großviehein-
heiten je Hektar landwirtschaft-
licher Nutzfläche nicht über-
schreiten darf und bestimmte
Bestandsobergrenzen bei den
Tierzahlen eingehalten werden
müssen.

Gegenüber den bisherigen
Obergrenzen wurde die Zahl der
zulässigen Mastschweineplätze
auf 3000 angehoben und die
Zahl der maximal möglichen
Milchkuhplätze auf 300 be-
grenzt (siehe Tabelle 2). Bei der
Ermittlung der Tierplätze sind

auch die Tierplätze zugrunde zu
legen, die bei Antragstellung
vorhanden sind.

Weitere Änderungen im neu-
en AFP betreffen vor allen fol-
gende Fördervoraussetzungen:
➜Die Prosperitätsgrenze steigt
bei Verheirateten auf 120 000
Euro pro Jahr und bei Unverhei-
rateten auf 100 000 Euro pro
Jahr.
➜Das Mindestinvestitionsvolu-
men beträgt 20 000 Euro.
➜Die Obergrenze des zuwen-
dungsfähigen Investitionsvolu-
mens beträgt 750 000 Euro je
Unternehmen. Für Betriebszu-
sammenschlüsse gilt eine För-
derobergrenze von 1,5 Millio-
nen Euro.
➜Die besondere Förderung für
Junglandwirte entfällt. Diese er-
folgt künftig im Rahmen der Ers-
ten Säule der Agrarpolitik durch
Zuschläge bei der Betriebsprä-
mie.

Diversifizierung
(Abschnitt II)

Die Förderung von Investitio-
nen zur Diversifizierung wird
weitgehend unverändert fortge-
führt. Ziel ist, landwirtschaftli-
che Familien beim Aufbau von
Einkommenskombinationen
und ergänzenden landwirt-
schaftsnahen Erwerbstätigkei-
ten zu unterstützen. Zuwen-
dungsfähig sind beispielsweise
Investitionen
➜ in die Verarbeitung und Ver-
marktung landwirtschaftlicher
Produkte sowie

➜ in die Bereitstellung von
Dienstleistungen in landwirt-
schaftsnahen oder hauswirt-
schaftsnahen Bereichen.

Die Prosperitätsgrenze wurde
wie beim AFP angehoben. Als
Zuwendung kann für förderfähi-
ge Investitionen in Höhe von
20 000 Euro bis zu 800 000 Euro
ein Zuschuss in Höhe von
25 Prozent gewährt werden.

Nach dem Finanzplan des
MEPL III sollen für die einzelbe-
triebliche Förderung in der För-
derperiode 2014 bis 2020 insge-
samt rund 237 Millionen Euro
und pro Jahr rund 34 Millionen
Euro zur Verfügung stehen.

Auswahlverfahren

Jeder Förderantrag muss nach
den Vorgaben der EU vor Bewil-
ligung einem Auswahlverfahren
unterzogen werden. Die Aus-
wahl der zu bewilligenden Vor-
haben und die Vergabe der Mit-
tel erfolgen nach den Auswahl-
kriterien, die vom MEPL-Be-
gleitausschuss beschlossen
wurden (siehe Tabelle 3).

In diesem Jahr sind sie nicht
mehr auf einzelne Betriebsfor-
men bezogen, sodass auch
Obstbau- und Gartenbaubetrie-
be gute Chancen haben, ausge-
wählt zu werden.

Die erste landesweite Projekt-
auswahl aus den entschei-
dungsreifen Anträgen hat am
22. Juli dieses Jahres stattgefun-
den. Etliche Betriebe wurden
ausgewählt und können auf An-
trag einen Bescheid für einen

Bei Investitionen in die
Tierhaltung wird unter-

schieden zwischen einer
Basisförderung und ei-

ner Premiumförderung.
Bei letzterer müssen zu-

sätzliche Anforderun-
gen an den Tierschutz

erfüllt werden.

Investitionsförderung neu aufgestellt
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Tabelle 2: Tierbestandsobergrenzen

Hennen

Truthühner
Rinder (davon Milchkühe)

15 000

15 000
600 (300)

Mastgeflügel 30 000
Junghennen 30 000

Tierart Tierplätze

Kälber
Mastschweine
Zuchtsauen einschließlich Ferkel bis 30 kg
Ferkel (10–30 kg)

500
3000
560

4500

Tabelle 3: Auswahlkriterien

1. Innovatives Projekt

4. Vorhaben mit Marktpotential
5. Junglandwirt/in (unter 40 Jahre)

1

1
1

3. Ordentliches Ergebnis je nicht entlohnter AK verbessert
sich im Zielbetrieb um mindestens 10 % 1

2. Qualifizierte Ausbildung im landwirtschaftlichen Bereich 1

Auswahlkriterien Punkte

6. Erfüllung der Kriterien des Tierschutzlabels des Deutschen
Tierschutzbundes
7. Landwirtschaftlicher Betrieb wird nach den Richtlinien
des ökologischen Landbaus bewirtschaftet oder befindet
sich in der Umstellung
8. Ausbringung des Wirtschaftsdüngers ausschließlich auf
selbst bewirtschafteten Flächen möglich
Maximale Punktzahl

Förderung von Investitionen zur Diversifizierung
Auswahlkriterien
1. Innovatives Projekt
2. Berufsabschluss bzw. Qualifikation mit fachlichem Bezug
zur Fördermaßnahme
3. Ordentliches Ergebnis des Gesamtbetriebes je nicht ent-
lohnter AK verbessert sich im Zielbetrieb um mindestens 10 %

1

1

1

8

Punkte
1

1

1

Agrarinvestitionsförderungsprogramm

4. Landwirtschaftlicher Betrieb wird nach den Richtlinien
des ökologischen Landbaus bewirtschaftet oder befindet
sich in der Umstellung

1

5. Betriebe in schwieriger topografischer Lage oder Lage
des Betriebes bzw. der Betriebsflächen in einem Natur- oder
Landschaftsschutzgebiet bzw. im benachteiligten Gebiet

1

Maximale Punktzahl 5

Tabelle 1: Fördersätze AFP

Basisförderung (einschl. Erschließung) 20 %

Der Betreuerzuschuss beträgt 60 % von der Betreuergebühr,
die zwischen 6000 Euro und 16 250 Euro liegen kann.

Premiumförderung für andere Tierarten bis zu 40%
Premiumförderung für Rinder 30 %

Art der Förderung Zuschuss
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vorzeitigen Projektbeginn erhal-
ten. Im Vergleich zu den Vorjah-
ren stehen die Aussichten auf
Bewilligung eines Vorhabens
derzeit sehr gut.

Antragstellung

Auskünfte und Informationen
über das neue Agrarinvestiti-
onsförderprogramm und die

Förderung von Investitionen zur
Diversifizierung erteilen die un-
teren Landwirtschaftsbehör-
den. Dort können auch die An-
träge auf Fördermittel einge-
reicht werden.
➜Die Antragsvordrucke und die
Verwaltungsvorschrift sind im
Infodienst Landwirtschaft (För-
derwegweiser) unter www.land
wirtschaft-bw.de abrufbar.

Monika Schlotterbeck,
Hans-Peter Riedlberger, MLR

Bundeslandwirtschaftsminister
Christian Schmidt, der österrei-
chische Agrarminister Andrä
Rupprechter sowie ihre Amts-
kollegen aus den Niederlanden,
Polen, Luxemburg und Lettland
appellierten Ende Juli in einem
Brief an EU-Agrarkommissar
Dacian Cioloş, er möge auch oh-
ne eine qualifizierte Mehrheit im
Rat eine Änderung des Fettkor-
rekturkoeffizienten auf den Weg
bringen. Ansonsten gebe die Eu-
ropäische Kommission ihr Initi-
ativrecht auf.

Cioloş habe durch die Herstel-
lung eines Junktims zwischen
der Anpassung der Fettkorrektur
und weiteren Maßnahmen die
bereits abgeschlossene Debatte
über die Gemeinsame Markt-
ordnung wiederbelebt und sich
so der Chance beraubt, dem
zuständigen Verwaltungsaus-
schuss einen angemessenen
Vorschlag zu präsentieren.

Dabei gebe es überhaupt kei-
nen Grund zur Annahme, dass
ein solches Papier im Ausschuss-
verfahren von einer qualifizier-
ten Mehrheit abgelehnt würde.
„Wir sehen eine letzte Chance
für Sie, Ihrer Verantwortung für
die Zukunft des europäischen
Milchsektors gerecht zu werden,
indem Sie kurzfristig einen Ent-
wurf für eine geeignete Durch-
führungsverordnung vorlegen“,
heißt es in dem auf Englisch ver-
fassten Schreiben.

Martina wollte
nicht mitmachen

Der italienische Landwirt-
schaftsminister Maurizio Marti-
na hatte es als neuer Agrarrats-
vorsitzender vor drei Wochen
abgelehnt, eine entsprechende
Aufforderung an die Kommissi-
on zu verabschieden, was ihm
Kritik vor allem von deutscher
und österreichischer Seite ein-
brachte. Aus Sichtweise der Un-
terzeichner des Briefs gibt es kei-
ne Rechtfertigung dafür, die

Milcherzeuger einzelner Staaten
mit einem Gesamtbetrag von
möglicherweise bis zu 600 Mil-
lionen Euro an der Finanzierung
des EU-Haushalts zu beteiligen –
und das auf Grundlage eines
überholten Milchquotensys-
tems, das in wenigen Monaten
sowieso auslaufe. Das sei unver-
einbar mit einer verantwor-
tungsvollen Agrarpolitik und
stehe dem gemeinsamen Ziel,
Arbeitsplätze im ländlichen
Raum zu sichern und die Wett-
bewerbsfähigkeit der europäi-
schen Landwirtschaft auf inter-
nationaler Ebene zu stärken, dia-
metral entgegen.

Die EU dürfe nicht tatenlos zu-
schauen, wie andere Weltregio-
nen die gegenwärtigen Chancen
des Milchmarkts nutzten, wäh-
rend die Gemeinschaft Marktan-
teile verliere, so die Minister. Da-
mit gefährde man langfristig Jobs
im ländlichen Raum.

Hohe Lasten

Den Betrieben, die sich auf die
neue Situation einstellten und
sich auf die Märkte ausrichteten,
bürde man mit der Superabgabe
hohe Lasten auf, schreiben die
Ressortchefs. Ihnen werde drin-
gend benötigte Liquidität entzo-
gen. Damit konterkariere man
Anstrengungen, eine internatio-
nal wettbewerbsfähige Milch-
wirtschaft in der Europäischen
Union zu unterstützen.

Ferner sind die sechs Minister
der Auffassung, dass die Anpas-
sung der Fettkorrektur Erzeuger
in anderen Mitgliedstaaten, die
hinter ihrer Quote zurückblei-
ben, nicht benachteilige. Im Ge-
genteil: Die einzelnen Betriebe
in den überliefernden Ländern
seien es, die Wettbewerbsnach-
teile erlitten, denn sie müssten
27,8 Cent/kg Überschussmilch
zahlen, während expandierende
Produzenten in EU-Staaten ohne
Gesamtüberschuss die volle
Milchauszahlung erhielten. AgE

Der Streit um die Fettkorrektur für das laufende Milchquo-
tenjahr geht weiter. Mehrere europäische Agrarminister,
darunter der deutsche, rufen den EU-Agrarkommissar dazu
auf, die Initiative zu ergreifen.

Minister drängen weiter
wegen Milchfettkorrektur


